Selbsthilfegruppe „Soziale Lebenshilfe“

Pressemitteilung zur Veranstaltung vom 29.08.2007

Menschenwürdiges Leben auch mit Hartz IV

Seit der Gründung unserer SHG im Januar 2005 wissen wir wie mühselig es ist sich durch einen Dschungel von Paragrafen zu kämpfen, um Einschicksale sich nicht selbst zu überlassen. Unsere Selbsthilfegruppe hat seither sehr viel ehrenamtliche Einzelfallhilfe geleistet und kam an diesem Abend gemeinsam mit dem Fachanwalt für Sozialrecht, Herrn Stefan Viernickel, zu einer ernüchternden Bilanz. Es gibt die soziale Armut auch im SOK. Besonders schwierig wird es für die erwerbsfähigen Menschen in ALG II – Bezug. Hinter der so genannten Regelsatzverordnung verbürgt sich immer mehr Ausgrenzung zu Ungunsten der Bedürftigen der Gesellschaft. Immer mehr Mitmenschen werden auf Grund ihrer eigenen monetären Nichtleistungsfähigkeit von Bildung, Ausbildung, Arbeit und der gesellschaftlichen und kulturellen Vielfalt ausgeschlossen. Leider im derzeitigen Erwerbsalter und auch zukünftig im „Arbeitslosenaltersruhestand“. Rund 25 Teilnehmer dieser Veranstaltung erlebten einen geduldigen und sachkundigen Fachanwalt, der alle uneigennützig ermunterte Unrecht aber auch unerträgliche Lebenslagen unterhalb der gesetzlichen Vorgaben nicht zu erdulden, denn das Recht des Einzelnen wie auch sein Bedarf sind gesetzliche Vorgaben, die eindeutig definiert sind.

So kann es nicht sein, dass Widerspruchsbearbeitungszeiten über Monate laufen, obwohl im § 88 SGG eindeutig eine Bearbeitungszeit von höchstens drei Monaten festgeschrieben ist. So ist z.B. ein Antrag auf Grundsicherung für Arbeitssuchende bereits im Dezember 2004 gestellt worden. Die Ablehnung dieser Leistung ging dem Antragsteller im August dieses Jahres zu.

Ein weiteres gravierendes Problem ist die Benachteiligung zwischen Mietern und Eigentümern. Im § 7 Abs.2  Nr. 4 der VO zum SGB XII ist unmissverständlich der Erhaltungsaufwand als notwendige Ausgabe gemäß § 82  SGB XII genannt. Der Träger der Grundsicherung im SOK verweigert eine pauschale Regelung zu Gunsten der Eigentümer im selbst genutzten Wohneigentum und verweist auf die Möglichkeit eines Antrages zur Kostenübernahme bei dem zuständigen Leistungsträger. Diese Anträge bleiben dann monatelang ohne Bescheid und notwendige, der Wohnexistenz sichernde Maßnahmen können nicht durchgeführt werden oder müssen rechtswidrig aus dem Regelsatz bestritten werden.

Am 01.09.2007 ist Schuleinführung. Die SHG „soziale Lebenshilfe“ fordert angesichts von rund 2,6 Mio. Kindern und Jugendlichen, die bundesweit von Hartz IV leben müssen, die Annerkennung der Kosten der Schulausbildung als Sonderausgaben. 

Denn die öffentlichen Schulen decken den Schulbedarf in immer geringerem Umfang ab. Kinder, die Leistungen nach dem SGB II beziehen, müssen zurzeit die Kosten für den Unterrichtsbedarf zu Lasten anderer im Regelsatz enthaltener Verbrauchsausgaben bestreiten (vor allem für Ernährung, aber auch für Sport und Freizeit, Fahrtkosten, Kleidung usw.). Die SHG „soziale Lebenshilfe ist der Meinung, dass dies unzumutbar ist und die Bildungschancen unserer Kinder enorm belastet.

Für Fragen stehen wir allen Ratsuchenden unter unserer Notrufnummer 03647 / 442897 täglich in der

Zeit von 17.00 – 19.00 Uhr zur Verfügung.

Alle Anwesenden waren sich einig, dass nächste Treffen nötig sind. Besonders um der Vielfalt der Probleme mit der Sozialgesetzgebung Herr zu werden, Erfahrungen im Umgang mit den Behörden auszutauschen und den Betroffenen mit Rat und Tat im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe zur Seite zu stehen und lebenspraktische Unterstützung für Menschen in Problem- und Konfliktsituationen zu geben.

Simone Fichtmüller und Constanze Truschzinski

Die Brücken der Menschlichkeit werden nicht durch Architekten gebaut,
 sondern durch jeden selbst.

Postadresse: SHG „Soziale Lebenshilfe“ c/o S.Fichtmüller Uhlandweg 01 07381 Pößneck

Kontakt: 03647 / 442897 oder per Mail :soziale_Lebenshilfe@yahoo.de

